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Für das Nachschlagewerk ! *■**/ 2 Ü3(j
Für die Amtliche Sammlung ! (nur zu I und II)

I. Gesetze BGB § 2329
Bechtssatz: Der gegen den ”früher Beschenkten” gerichte­

te Anspruch aus § 2329 ist,, wenn der Anspruch 
gegen die später Beschenkten rechtshängig ge­
worden ist, kein künftiger oder bedingter. Er 
ist der Höhe nach unabhängig von dem tat- 
sächlichen Ergebnis der Zwangsvollstreckung 
in die den später Beschenkten zugewandten 
Gegenstände 0

IIo Gesetze ZPO § 256
Rechtssatzs Die Möglichkeit, daß der Berechtigte gegen 

den früher Beschenkten auf Leistung klagen 
kann, schließt wegen der Besonderheit der 
gegen die Beschenkten nach § 2329 BGB be­
stehenden Ansprüche allein das rechtliche 
Interesse für eine gegen diesen gerichtete 
Feststellungsklage noch nicht aus,

III. gesetzs ZPO § 551 Kr 1» CTG § 70
Rechtssatz; Auch die nur vorübergehende Beiordnung ei­

nes Hilfsrichters kann unzulässig sein, 
wenn das Land seine Pflicht, die für die 
Bewältigung der dauernd anfallenden Ge­
schäfte notwendigen Richterplanstellen zu 
schaffen und zu besetzen, willkürlich oder 
ersichtlich ohne triftige Gründe nicht *er-r 
fÜllto
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I]L ZR 18J/54
Verkündet 

am 4. Juni 1955 
Sehorm, Justizangest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit 
1« des Ziegeleibesitzers Fritz S in

Beklagten,
2c a) der Witwe Anna geb. 8

Kreis
b) deren minderjährigem Sohn Heinz S

in vertreten durch seine Mutter,
Beklagte und Berufungsbeklagte,

3c des Ziegeleibesitzers Heinz S 
Hl

m

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter zu 2)s Rechtsanwalt Br,
in m  -

- Prozeßbevollmächtigter zu 3 ) s Rechtsanwalt JJB
g e g e n

lc den Angestellten Hans S B H H H I P k  in 74

geb, S(2„ die Ehefrau Luise L 

3o den Herrn Konrad S in Ti

in

Kläger, Berufungskläger und Revi­
sionsbeklagte ,

- Prozeßbevollmachtigters Rechtsanwalt
hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 4» Juni 1955 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter 
Ascher, Raske, Johannsen und Br0 Kregel



für Recht erkannt:
Die Revision gegen das Urteil des 2, Zivilsenats 
in Kassel des Oberlandesgerichts in Frankfurt 
vom 10, Juni 1954 wird auf Kosten des Beklagten 
zu 3) zurückgewiesenc
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Tatbestand;
Die Kläger sind Kinder des am 16= August 1951 ver­

storbenen Ziegeleibesitzers Friedrich aus des­
sen erster Ehe, die Beklagten zu 1 und 3 und der inzwi­
schen verstorbene Alfred als dessen Erben die
Beklagten zu 2 a und b in den Rechtsstreit eingetreten 
sind, sind die Söhne aus der zweiten Ehe» Der Erblasser 
Friedrich hat in den Jahren 1949 und 1950 eine
Reihe von Grundstücken an seine Söhne aus der zweiten 
Ehe teilweise zu Allein-, teilweise zu Miteigentum 
übertragene Seine zweite Ehefrau hat er später zur Al­
leinerbin eingesetzt»

Die Kläger fordern die Ergänzung ihrer Pflichttei­
le von den Beklagten» Sie behaupten, der Wert des Nach­
lasses sei geringer als der Betrag des Pflichtteilsan­
spruchs, der der Erbin zustehen würde« Die Kläger neh­
men die Beklagten nach der zeitlichen Reihenfolge der 
ihnen gemachten Zuwendungen in Anspruch» Sie haben im 
ersten Rechtszug beantragt,

I» den Beklagten zu 1 zu verurteilen, wegen einer 
Forderung von 28 000 DM nebst 4 $ Zinsen seit 
dem Tage der Klagzusteliving, und zwar wegen ei­
ner Forderung von 8 000 DM des Klägers zu 1, 
wegen einer Forderung von 10 000 DM der Klä­
gerin zu 2, wegen einer Forderung von 10 000 DM 
des Klägers zu 3 die Zwangsvollstreckung in 
bestimmte näher bezeichnete Grundstücke zu 
dulden;

II. Für den Fall, daß die Zwangsvollstreckung in 
die zu I aufgeführten Grundstücke nicht zur 
vollen Befriedigung führt, die Beklagten zu 1,
2 a und 2 b als Gesamtschuldner zu verurteilen, 
wegen der Restforderung die Zwangsvollstreckung 
in andere näher bezeichnete Grundstücke zu dul­
den;
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III., für den Pall, daß die Zwangsvollstreckung in
die zu I und II aufgeführten Grundstücke nicht 
zur vollen Befriedigung führt, die Beklagten 
als Gesamtschuldner zu verurteilen, wegen der 
Restforderung die Zwangsvollstreckung zu dulden, 
und zwar
a) den Beklagten zu 1 in ein anderes näher be- 

zeichnetes Grundstück,
b) die Beklagten zu 1, 2 a  und 2 b in wieder 

andere naher bezeichnete Grundstücke und 
einen Miteigentumsanteil,

c) den Beklagten zu 3 in ein gleichfalls näher 
bezeichnetes Grundstück

Die Beklagten haben beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat durch Teilurteil die Klage ge­
gen die Beklagten zu 2 und 3 als unzulässig abgewiesenc 
Gegen dieses Urteil haben die Kläger Berufung eingelegt 
und beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Landgericht zurückzuverweisen, hilfsweise

1, festzustellen, daß für den Pall, daß die Zwangs­
vollstreckung in bestimmte näher bezeichnete 
Grundstücke des Beklagten zu 1 nicht zur vollen 
Befriedigung der Kläger führt, die Beklagten zu
2 a und 2 b verpflichtet sind, wegen der Restfor­
derung die Zwangsvollstreckung in andere näher 
bezeichnete Grundstücke zu dulden;

2. festzustellen, daß für den Pall, daß auch die 
Zwangsvollstreckung in die zu Ziff 1 genannten 
Grundstücke nicht zur vollen Befriedigung der 
Kläger führt, die Beklagten als Gesamtschuldner 
verpflichtet sind, in bestimmter, näher angege-
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benen Weise die Zwangsvollstreckung in andere 
gleichfalls näher bezeichnete Grundstücke und 
einen Mi£eigentumsante'il zu dulden«"

Die Beklagten zu 2 und 3 haben beantragt die 
Berufung zurückzuweisen« Sie haben erklärt, auf die 
Einrede der Verjährung für die Zeit bis drei Monate 
nach rechtskräftiger Entscheidung des Rechtsstreits 
gegen den Beklagten zu 1 zu verzichten«

Das Oberlandesgericht hat das Urteil des Land­
gerichts aufgehoben und den Rechtsstreit zur neuen Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Berufung, an das Landgericht zurückverwiesen«

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte zu 3 Re­
vision eingelegt mit dem Antrag, das Urteil des 
Oberlandesgerichts aufzuheben und die Berufung der 
Kläger gegen das Urteil des Landgerichts zurückzu­
weisen» 
m-' i ' Die Kläger haben beantragt, die Revision zurück­
zuweisen.

Entseheidungsgründe:
Die Revision ist unbegründet«

I« Die nach § 551 Nr 1 ZPO erhobene Revisionsrüge, 
das Berufungsgericht sei nicht ordnungsmäßig besetzt 
gewesen, da bei der Entscheidung außer dem Vorsitzen­
den des Senats zwei Hilfsrichter mitgewirkt hätten, 
greift nicht durch« Wie der II« Zivilsenat des Bun­
desgerichtshofs in dem in BGHZ 12, 1 veröffentlichten 
Urteil übereinstimmend mit der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts ausgesprochen hat, können Hilfsrich­
ter auch aus anderem als dem in § 70 Abs 1 GVG ge-
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nannten G-runde der Vertretung eines Richters einem 
Gericht beigeordnet werden» Sie können insbesondere 
auch aus Gründen allgemeiner Geschäftsüberlastung 
einem Gericht zugeteilt werden» Der erkennende Senat 
tritt dem II, Zivilsenat weiter darin bei, daß an­
dererseits die Beiordnung eines Hilfsrichters Be­
schränkungen unterliegt, die sich aus dem Leitge­
danken des Gesetzes ergeben, und daß danach die Bei­
ordnung eines Hilfsrichters in den vom Gesetz nicht 
ausdrücklich geregelten Fällen nur dann zulässig ist, 
wenn ein wirkliches, auf andere Art nicht zu befrie­
digendes Bedürfnis nach entsprechender Hilfeleistung 
vorliegt.

Bei der Entscheidung des Berufungsgerichts ha­
ben als Hilfsrichter die Landgerichtsräte 
und Dr. S O H M  mitgewirkt»

Landgerichtsrat Zimmermann war dem Oberlandes­
gericht, wie die Auskunft des Hessischen Ministers 
der Justiz vom 24 => Februar 1955 ergibt, wegen Ge­
schäft s and rangs als Hilfsrichter beigeordnet und seit 
dem L  November 1952 dem Senat, der das angefochtene 
Urteil erlassen hat, zugeteilt. Wie der II, Zivilse­
nat in dem oben angeführten Urteil dargelegt hat, ist 
die Justizverwaltung verpflichtet, einem dauernden 
Bedürfnis an zusätzlichen Richterkräften in erster 
Linie dadurch zu genügen, daß neue Plansteilen für 
Richter geschaffen und besetzt werden. Die Beiordnung 
von Hilfsrichtern ist nur als eine vorübergehende 
Maßnahme zulässig. Die Beiordnung eines Hilfsrichters 
ist jedenfalls dann unzulässig, wenn damit einem dau­
ernden Bedarf an zusätzlichen Richterkräften endgül­
tig genügt werden soll. Sie kann ferner unzulässig 
sein, wenn sie zwar nur vorübergehend erfolgt, das
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Land aber seine Pflicht, die für die Bewältigung der 
dauernd anfallenden Geschäfte notwendigen Richter­
planstellen zu schaffen und zu besetzen, willkürlich 
oder ersichtlich ohne triftige Gründe nicht erfüllt.
Aus der Auskunft des Hessischen Ministers der Justiz 
ergibt sich, daß es zunächst nicht erkennbar war, ob 
die Zunahme der Geschäfte bei dem Oberlandesgericht 
in Frankfurt anhalten oder später wieder nachlassen 
würde.Die Erkenntnis, daß es sich um eine dauernde 
Zunahme der Geschäfte handelte, mag der Landesjustizver- 
waltung 1953 gekommen sein. Es war nunmehr Pflicht des 
Landes,neue Richterplanstellen zu schaffen und zu be­
setzen. Daraufhin sind, wie die Auskunft des Hessi­
schen Justizministers ergibt, durch das am 6. Juli 
1954 verkündete Haushaltsgesetz 1954 acht Oberlandes­
gerichtsratsstellen neu geschaffen, von denen sieben 
mit Wirkung vom 1. September und eine mit Wirkung vom 
1. Oktober 1954 besetzt worden sind. Daraus, daß am 
10. Juni 1954, dem Tag, an dem die letzte mündliche 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht stattfand, noch 
keine neuen Planstellen geschaffen und besetzt waren, 
folgt nicht, daß die Beiordnung des Landgerichtsrats 
Zimmermann wegen Geschäftsandrangs in diesem Zeitpunkt 
unzulässig war. .Wenn auch das Bedürfnis, neue Richter- 
steilen zu schaffen und zu besetzen, schon vor minde­
stens einem Jahr von der LandesJustizverwaltung erkannt 
worden war, so hat doch das Land die danach zu treffen­
den Maßnahmen nicht willkürlich oder ohne triftigen 
Grund verzögert. Aus der Auskunft des Hessischen Mi­
nisters der Justiz ergibt sich, daß die Justizverwal­
tung mit Rücksicht auf die ihr erteilten, durch die 
Finanzlage des Landes bedingten Weisungen nicht schon 
für das Rechnungsjahr 1953 neue Planstellen beantra­
gen konnte« Eine solche Zwangslage schließt es aus, 
dem Land den Vorwurf zu machen, es habe ohne triftigen



Grund versäumt, alsbald die für die Bewältigung der 
Aufgaben erforderlichen Planstellen zu schaffen und 
zu besetzen. Er kann ebensowenig deswegen erhoben 
werden, weil das Haushaltsgesetz, in dessen Rahmen 
die neuen Stellen geschaffen wurden, nicht schon zu 
Beginn, sondern erst in der Mitte des Haushaltsjahres 
zustande kam.

Dasselbe gilt bezüglich der Mitwirkung des Land­
gerichtsrats Dr. S J P H Ü H l  als Hilfsrichter an dem 
angefochtenen Urteil. Dieser hat vom 16, September 
1953 bis 15o April 1954 die durch die Wahl des Ober- 
landesgerichtsrats Platner in den Bundestag am 9- 
September 1953 freigewordene Stelle verwaltet. Nach­
dem diese Stelle wieder besetzt war, ist er am 16.
April 1954 dem Oberlandesgericht als Hilfsrichter we­
gen Geschäftsandrangs beigeordnet worden. Die von der 
aus diesem Grunde erfolgten Beiordnung bis zur Ver­
handlung vor dem Berufungsgericht verstrichene Zeit­
spanne ist nicht so lang, daß deswegen* in'diesem hier allein v 
geblichen Zeitpunkt seine Beiordnung als Hilfsrichter 
unzulässig gewesen wäre0

II, Auch die weiteren Revisionsrügen sind unbegrün­
det. Das Berufungsgericht hat rechtlich zutreffend 
bejaht, daß die'Kläger auch für ihre gegen den Be­
klagten zu 3 erhobene Klage ein rechtliches Interesse 
an alsbaldiger Feststellung des streitigen Rechts­
verhältnisses haben. Dabei ist davon auszugehen, daß 
die Kläger mit ihrem in erster Linie erhobenen auf 
Leistung gerichteten Klagantrag nicht durchdringen ^
könnten, da dieser, wie das Berufungsgericht gleich- 
falls zutreffend ausgeführt hat, zu unbestimmt ist 
und daher den Erfordernissen des § 253 Abs 2- Nr 2 
ZPO nicht genügt. Der Antrag hätte aber, abgesehen
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davon, daß die Kläger hilfsweise einen Feststel­
lungsantrag erhoben haben, in einen solchen uinge- 
deutet werden können.

Die Kläger sind pflichtteilsberechtigt. Hach 
ihren Behauptungen haben die Beklagten, darunter 
auch der Beklagte zu 3, von dem Erblasser Geschenke 
erhalten, Palls die Kläger ihre Pflichtteilsergän­
zungsansprüche gegen die Erbin nach § 2328 BGB 
nicht oder nicht ganz geltend machen können, steht 
ihnen nach § 2329 BGB ein Pflichtteilsergänzungsan­
spruch gegen die Beklagten zu. Daraus, daß nach § 2329 
Abs 3 BGB unter mehreren Beschenkten der früher Be­
schenkte nur insoweit haftet, als der später Beschenk­
te nicht verpflichtet ist, folgt allerdings nicht, 
wie das Berufungsgericht angenommen hat, daß es 
sich bei dem Anspruch gegen den früher Beschenkten 
um einen künftigen oder bedingten Anspruch handelt. 
Alle Tatsachen, aus denen sich das Bestehen und die 
Höhe des gegen den früher Beschenkten, den Beklagten 
zu 3 gerichteten Anspruchs ergeben, standen an sich 
bereits im Zeitpunkt der Klagerhebung fest. Von die­
sem Augenblick an hafteten die später Beschenkten 
nach §§ 2329? 818 Abs 4 BGB nach den allgemeinen 
Vorschriften, Um festzustellen, ob und in welcher 
Höhe der früher Beschenkte Beklagte zu 3 in Anspruch 
genommen werden kann, muß zunächst festgestellt wer- 
den, wieviel von dem fehlenden Betrag der Pflicht­
teil sergänzung auf die später Beschenkten entfällt. 
Entscheidend dafür ist das Maß der Bereicherung, die 
bei den später Beschenkten im Zeitpunkt der Hechts- 
hängigkeit des sich gegen sie richtenden Anspruchs 
des Ergänzungsberechtigten aus dem Geschenk noch 
vorhanden ist. Palls den Beschenkten die Vorausset­
zung des Anspruchs bereits früher bekannt geworden
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sind, ist nach § 819 Abs 1 BGB dieser Zeitpunkt maß­
gebend., Nur insoweit, als in diesem Zeitpunkt der 
Pflichtteilsergänzungsanspruch durch die Haftung der 
später Beschenkten nicht gedeckt ist, haftet der 
früher Beschenkte. Ein nachträglicher Wegfall der 
bei den später Beschenkten zur maßgeblichen Zeit 
vorhanden gewesenen Bereicherung oder das Unvermö­
gen des später Beschenkten begründet oder erwei­
tert die Haftung des früher Beschenkten nicht (vgl 
Planck-Greiff 4» Aufl § 2329 Anm 4). Die Höhe des 
gegen den früher Beschenkten gerichteten Anspruchs 
hängt daher auch nicht davon ab, wieweit der Berech­
tigte durch die Zwangsvollstreckung in die dem spä­
ter Beschenkten zugewandten Gegenstände tatsächlich 
befriedigt worden ist. Der Anspruch gegen den frü­
her Beschenkten ist nur dadurch auflösend bedingt, 
daß einer der später Beschenkten von seinem Recht 
aus § 2329 Abs 2 BGB Gebrauch macht und die Heraus­
gabe seines Geschenks durch Zahlung des ganzen an 
der Pflichtteilsergänzung fehlenden Betrages ab­
wendet, Damit würde die Haftung der früher Beschenk­
ten, die bis dahin bestanden hat, entfallen.

Die Kläger könnten daher an sich schon jetzt 
eine Klage auf Leistung gegen alle Beklagten erhe­
ben, die nicht auf eine bedingte oder künftige Lei­
stung gerichtet wäre. In besonderen Fällen kann es 
aber zweckmässig sein, zunächst allein gegen den 
spater Beschenkten auf Leistung zu klagen und gegen 
die früher Beschenkten nur eine Feststellungsklage 
zu erheben. Zwar ist der Feststellungsantrag, so wie 
ihn der Kläger hilfsweise gestellt hat, nicht rich­
tig gefaßt. Nach dem 7/ortlaut des Antrags will der 
Kläger festgestellt haben, daß der Beklagte zu 3) 
verpflichtet ist,.die Zwangsvollstreckung in seine
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Gegenstände für den Pall zu dulden, daß die Voll­
streckung in Grundstücke oder Rechten an Grund­
stücken der später Beschenkten nicht dazu führt, den 
Pflichtteilsergänzungsanspruch des Klägers zu befrie­
digen» Der gegen den Beklagten zu 3) gerichtete An­
spruch ist aber, wie in dem vorangegangenen Absatz 
ausgeführt ist, überhaupt nicht abhängig von dem Er­
gebnis der Zwangsvollstreckung in die den später Be­
schenkten zugewandten Gegenstände» Die Klage war 
aber nicht, weil der Antrag unrichtig gefaßt ist, 
abzuweisen» Denn in Wahrheit will der Kläger nur 
festgestellt haben, daß ihm ein Pflichtteilsergän­
zungsanspruch auch gegen den Beklagten zu 3) zusteht» 
Gegen die Zulässigkeit dieser Peststellungsklage be­
stehen hier keine Bedenken» Das für diese Klage nach 
§ 256 ZPO erforderliche Peststellungsinteresse ist 
schon dadurch gegeben, daß der früher Beschenkte, 
der Beklagte zu 3 seine Verpflichtung überhaupt be­
streitet und daß die Verjährung des Anspruchs droht. 
Das Peststellungsinteresse kann nicht mit dem Hinweis 
geleugnet werden, daß die Kläger eine Leistungsklage 
erheben könnten und daß die Peststellungsklage eine 
spätere Leistungsklage unter Umständen nicht entbehr­
lich machen würde» Pür die Durchsetzung des gegen 
die Beschenkten gerichteten Pflichtteilsergänzungs­
anspruchs gelten Besonderheiten, die bei der Prüfung 
der Frage, ob und in welchem Umfang hier an Stelle 
einer Leistungsklage die Peststellungsklage erhoben 
werden kann, nicht außer acht gelassen werden können. 
§ 2329 BGB enthält keine ausdrückliche Bestimmung 
darüber, wie die Befriedigung des Ergänzungsberech­
tigten aus dem Geschenk und den sonstigen die Berei­
cherung ergebenden Gegenständen zu erfolgen hat. Wie 
in den verwandten Pallen der §§ 1973, 1990 BGB steht 
dem Ergänzungsberechtigten, sofern der Beschenkte
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nicht von seinem Recht aus § 2329 Abs 2 BGB* Gebrauch 
macht oder er sich nicht mit dem Ergänzungsberechtig­
ten einigt, nur der Weg offen, seine Befriedigung 
aus den genannten Gegenständen im Wege der Zwangs­
vollstreckung zu suchen. Er kann daher grundsätzlich 
nur verlangen, daß der Beschenkte die Befriedigung 
wegen des fehlenden Betrages der Pflichtteilsergän­
zung durch Zwangsvollstreckung in diejenigen Gegen­
stände, die seine Bereicherung bilden, duldet» Bei 
einer Leistungsklage gegen den früher Beschenkten 
müßte der Kläger die Höhe des Anspruchs angeben, 
wegen der jener die Zwangsvollstreckung in die sei­
ne Bereicherung bildenden Gegenstände zu dulden hat» 
Die Höhe dieses Anspruchs ist die Differenz des gan­
zen Pflichtteilsergänzungsanspruchs und der gegen 
die später Beschenkten gerichteten Ansprüche, Palls 
der später Beschenkte den gegen ihn gerichteten An­
spruch des Klägers ganz oder teilweise bestreitet, 
kann es aus prozeßwirtschaftlichen Gründen zweckmäs­
sig sein, wenn der Kläger zunächst davon absieht, 
seinen Anspruch gegen den früher Beschenkten zu be­
ziffern, und sich darauf beschränkt, gegen diesen' 
nur eine Peststellungsklage zu erheben. Ein solches 
Vorgehen entspricht in einem derartigen Pall einer 
sorgfältigen Prozeßführung» Die Rechtsverteidigung 
des früher beschenkten Beklagten wird dadurch im 
gegenwärtigen Stadium des Rechtsstreits nicht er­
schwert. Er kann nur verurteilt werden, wenn über­
haupt ein Pflichtteilsergänzungsanspruch gegen ihn 
besteht. Von dem Ausgang des Rechtsstreits gegen 
die später Beschenkten hängt es ab, in welcher Höhe 
er in Anspruch genommen werden kann. Dadurch, daß 
die Kläger ihre Ansprüche gegen ihn und die später 
Beschenkten in demselben Rechtsstreit verfolgen, ist 
er am besten in die Lage versetzt, seine Interessen
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sachgemäß wahrzunehmen0 Ein neuer Prozeß, in dem 
nach rechtskräftiger Erledigung des hier anhängi­
gen Rechtsstreits über die von dem Beklagten zu 3 
zu erbringende Leistung zu entscheiden ist, dürfte 
nur zu erwarten sein, wenn zwischen den Klägern und 
dem Beklagten zu 3 streitig ist, inwieweit er durch 
das Geschenk in dem maßgeblichen Zeitpunkt noch be­
reichert ist. Diese Möglichkeit kann die Kläger un­
ter den für die Ansprüche aus § 2329 BGB gegebenen 
besonderen rechtlichen Verhältnissen nicht nötigen, 
schon Jetzt statt der Peststellungsklage eine Lei­
stungsklage zu erheben und dazu tatsächliche Behaup­
tungen aufzustellen, die, obwohl die Tatsachen an 
sich schon feststehen, von ihnen zur Zeit jedoch 
noch nicht zuverlässig beurteilt werden können*

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO. 
Schmidt Ascher Baske Johannsen Kregel
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